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Evaluation & Prostitution II: 

 

ProstSchG-Evaluation durch Familienministerium: 

 Hier stimmt doch was nicht! 
 

 

(In der Reihe „Evaluation & Prostitution“ bezieht Doña Carmen e.V. in unregelmäßigen Abständen zu 

verschiedenen Aspekten der Evaluation des ProstSchG Stellung. Nachfolgend Teil II dieser Reihe.)  

 

Ausweislich des § 38 ProstSchG ist das Bundesfamilienministerium für die Evaluation des 

Prostituiertenschutzgesetzes zuständig: 
 

 § 38 Evaluation 
 „Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend evaluiert die 
 Auswirkungen dieses Gesetzes auf wissenschaftlicher Grundlage unter Einbeziehung der 
 Erfahrungen der Anwendungspraxis und eines wissenschaftlichen Sachverständigen, der im 
 Einvernehmen mit dem Deutschen Bundestag zu bestellen ist. Die Evaluation setzt am 1. Juli 
 2022 ein. Der Evaluationsbericht ist dem Deutschen Bundestag spätestens am 1. Juli 2025 
 vorzulegen.“1 
 

Das für die Evaluation des ProstSchG zuständige Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend tituliert sich selbst im Kontext von „Sexarbeit“ gerne als 
‚Bundesfrauenministerium‘.2 In Anbetracht der Tatsache, dass nahezu überwiegend 
Frauen der Prostitution nachgehen, scheint die Zuständigkeit für die Evaluation des 
ProstSchG gleichsam qua Natur sachlich geboten. Doch dieser Schein trügt. 
 
Denn Fakt ist: Die eigentliche Materie des ProstSchG ist gewerbe- und 
verwaltungsrechtlicher Natur und gehört schon deshalb in die Zuständigkeit des 
Bundeswirtschaftsministeriums.  
 
Der von der Sache her gebotene Zuständigkeitswechsel ist schon mehrfach von 
Interessensvertreter*innen der Sexarbeiter*innen gefordert worden. Er ist schon lange 
überfällig, doch das wird bislang hartnäckig ignoriert.  
 
Die Zuständigkeit des Bundesfamilienministeriums ist angemaßt und der Sache der 
Sexarbeiter*innen keineswegs dienlich. Sie führt nur dazu, die Fragen rund um Sexarbeit in 
der Prostitution auf einen Schutz- und Gewaltdiskurs zu verkürzen. Es verengt den 
Erwartungshorizont in problematischer und stigmatisierender Absicht, wenn die eigene 
Zuständigkeit immer wieder unter der Leitlinie „Frauen vor Gewalt schützen“ 
zusammenfasst wird.  
 
So heißt es auf der Website des Bundesfamilienministeriums unter der Überschrift „Frauen 
vor Gewalt schützen“: 
 

 „Mit dem Gesetz zur Regulierung des Prostitutionsgewerbes und zum Schutz von in der 
 Prostitution tätigen Personen gibt es seit 2017 klare Regeln für besseren Schutz der dort 
 tätigen Frauen und Männer.“3 
 

                                                           
1 Vgl. https://www.gesetze-im-internet.de/prostschg/__38.html 
2 „Seit 2017 ist das Prostituiertenschutzgesetz in Kraft. Hat es seine Ziele erreicht? Das 
Bundesfrauenministerium hat nun das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen e.V. mit der 
Evaluation beauftragt.“ Vgl. https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/evaluation-des-
prostituiertenschutzgesetzes-beginnt-199312 
3 Frauen vor Gewalt schützen, vgl. https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleichstellung/frauen-vor-gewalt-
schuetzen 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/prostschg/__38.html
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/evaluation-des-prostituiertenschutzgesetzes-beginnt-199312
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/evaluation-des-prostituiertenschutzgesetzes-beginnt-199312
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleichstellung/frauen-vor-gewalt-schuetzen
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleichstellung/frauen-vor-gewalt-schuetzen
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Im Zusammenhang mit dem am 11. Dezember 2024 von der Bundesregierung 
verabschiedeten ersten „Nationalen Aktionsplan zur Prävention und Bekämpfung des 
Menschenhandels und zum Schutz der Betroffenen (NAP MH)“ wird denn Prostitution gerne 
auch wieder in Gänze als eine Form „sexueller Ausbeutung“ präsentiert: 
 

 „Der Nationale Aktionsplan ist ein Wegweiser für die gemeinsame Bekämpfung des 
 Menschenhandels in all seinen Formen - von der sexuellen Ausbeutung bis zur Ausbeutung 
 der Arbeitskraft.“4 
 

Das ist Abolitionisten-Sprech aus dem grün geführten Bundesfamilienministerium. Der 
Nachteil: Diese Perspektive schlittert an der gesellschaftlichen Realität haarscharf vorbei, 
wie nachfolgende Tabellen verdeutlichen: 
 
TABELLE 01: Rückgang der Opferzahlen bei „Rotlicht“-Kriminalität nach PKS (2000 - 2023)5 
 

 
 
 
 
Jahr 

 

Mutmaßliche Opfer der Rotlicht-Kriminalität  
 

 
Ausbeutung 

von 
Prostituierten 

 
 

Zuhälterei 

 

Menschenhandel / „Zwangsprostitution“1 
 

 
 
 

Opfer 
GESAMT 

 

Menschen-
handel 

 

Zwangs-
prostitution 

Ausbeutung 
+ Freiheits-
beraubung 

 

 
MH 

Gesamt  

§ 180a 
 

§ 181a 
 

§ 232 
 

§ 232a 
 

§ 233a  
 

2000 1.915 1.304 1.197 - - 1.197 4.416 

2001 1.295 1.101 923 - - 923 3.319 

 Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes (Januar 2002)  

2002 776 793 988 - - 988 2.557 

2003 439 685 1.118 - - 1.118 2.242 

2004 245 578 1.074 - - 1.074 1.897 

2005 205 612 731 - 2 733 1.639 

2006 130 504 802 - 60 862 1.496 

2007 85 396 791 - 61 852 1.333 

2008 101 344 782 - 26 808 1.253 

2009 94 330 978 - 41 1.019 1.443 

2010 56 314 761 - 38 799 1.169 

2011 64 253 753 - 31 784 1.101 

2012 58 267 642 - 22 664 989 

2013 45 321 555 - 20 575 941 

2014 73 305 524 - 17 541 919 

2015 39 249 557 - 16 573 861 

2016 27 229 552 - 27 579 835 

 Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes (Juli 2017)  

2017 18 154 247 153 3 403 575 

2018 34 160 301 257 17 575 769 

2019 36 149 294 226 12 532 717 

2020 20 146 201 272 16 489 655 

2021 20 130 126 253 26 405 555 

2022 25 158 165 273 27 465 648 

2023 25 138 170 319 19 508 671 
 

Bei rund 90.000 Sexarbeiter*innen hierzulande gab es zuletzt pro Jahr gerade einmal 72 

Verurteilungen (2021) im Zusammenhang mit Delikten der sogenannten „Rotlichtkriminalität“. 

Und pro Verurteilung gibt es im Schnitt 1,2 Geschädigte. 

 

                                                           
4 Vgl. https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/gemeinsam-gegen-das-verbrechen-
menschenhandel-252094 
5 Vgl. 
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/pks_node.ht
ml 
 

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/nationaler-aktionsplan-zur-praevention-und-bekaempfung-des-menschenhandels-und-zum-schutz-der-betroffenen-252150
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/nationaler-aktionsplan-zur-praevention-und-bekaempfung-des-menschenhandels-und-zum-schutz-der-betroffenen-252150
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/gemeinsam-gegen-das-verbrechen-menschenhandel-252094
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/gemeinsam-gegen-das-verbrechen-menschenhandel-252094
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/pks_node.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/pks_node.html
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Tabelle 02: Gegenüberstellung allgemeine Kriminalität - Kriminalität im Prostitutionsgewerbe  

                    (2000 - 2023)6                 
 

 

 
 

Jahr 

 

Allgemeine Kriminalitätsentwicklung 
 

 

Kriminalität im Prostitutionsgewerbe 
 

Straf- 
taten 

Tat-
verdäch-

tige 

 

Opfer 
Ver-

urteilte 
Straf-
taten 

Tat- 
verdäch-

tige 

 

Opfer 
Ver-

urteilte 

 

2000 
 

 

6.264.723 
 

 

2.286.372 
 

 

722.048 
 

 

732.733 
 

 

3.485 
 

 

2.880 
 

 

4.416 
 

 

452 
 

 

2023 
 

 

5.940.667 
 

2.246.767 
 

1.249.325 
 

647.374 
 

636 
 

605 
 

671 
 

72 

 
 

Differenz 
2000 / 2023 

 

 

- 324.056 
 

- 5,2 % 

 

- 39.605 
 

- 7,3 % 

 

+ 527.277 
 

+ 73 % 

 

- 85.359 
 

- 11,6 % 

 

- 2.849 
 

- 82 % 

 

- 2.275 
 

- 79 % 

 

- 3.745 
 

- 85 % 

 

- 380 
 

- 84 % 

 

 

Die seit rund einem Vierteljahrhundert rückläufige Kriminalitätsentwicklung im 

Prostitutionsgewerbe steht in deutlichem Kontrast zur allgemeinen Kriminalitätsentwicklung.  

 

Nichts beweist die Inkompetenz des Bundesfamilienministeriums in Sachen 

„Sexarbeit in der Prostitution“ mehr als die Tatsache, dass die hier deutlich 

werdenden realen gesellschaftlichen Entwicklungen für diese Institution kein Thema 

sind. 

 

Die Fokussierung auf einen Gewaltdiskurs blendet die Frage der rechtlichen Gleichstellung 
von Sexarbeiter*innen mit anderen Berufstätigen systematisch aus – eine direkte Folge der 
Scheuklappen-Perspektive des BMFSFJ und ein Indiz dafür, dass von der bevorstehenden 
Evaluation des ProstSchG von diesem Ministerium nicht viel erwartet werden darf.  
 
Beauftragung eines kriminologischen Instituts 
 
Vor dem Hintergrund der rückläufigen Kriminalitätsentwicklung erweist es sich als besonders 
befremdlich, dass ausgerechnet ein „kriminologisches Forschungsinstitut“ den Zuschlag 
für das Evaluationsgutachten zum ProstSchG erhalten hat. Hierbei geht es nicht um die 
Frage der Kompetenz der am KFN tätigen Wissenschaftler*innen. Vielmehr geht es darum, 
dass allein schon die Beauftragung eines „kriminologischen“ Forschungsinstituts die 
kritiklose Akzeptanz und Fortschreibung der tradierten Sichtweise zum Ausdruck bringt, 
wonach Prostitution maßgeblich von „kriminellen Strukturen“ durchsetzt sei. Das ist auch die 
leitende Prämisse des ProstSchG selbst, obwohl es daran erhebliche Zweifel gibt.7  
 
Eine solche Engführung der Evaluation in Richtung auf eine dominierende 
kriminologische Sichtweise ist hochproblematisch und hat es selbst 2006/2007 bei der 
Evaluation des damaligen Prostitutionsgesetzes nicht gegeben. Darin kommt eine fehlende 
Unbefangenheit zum Ausdruck, was Zweifel daran aufkommen lässt, dass die Evaluation der 
Prostitutionsgesetzgebung auf „wissenschaftlicher Grundlage“ erfolgt. 
 
Das KFN versucht daher, seiner Studie einen „interdisziplinären“ Touch zu geben. Der für 
den Evaluationsbericht verantwortliche Prof. Tillmann Bartsch spricht von einem  

                                                           
6 Die Verurteilten-Zahlen beziehen sich auf das Jahr 2001. 
7 Vgl. Henning, J, Hunnecke, I, Walentowitz, G, Das Prostituiertenschutzgesetz im Lichte des 

Kriminalitätsstatistik: vom Inkrafttreten des ProstSchG bis zur Covid-19-Krise, in Monatsschrift für Kriminologie 

und Strafrechtsreform, Band 104, Heft 4, 2021, S. 359 ff, siehe: https://www.donacarmen.de/wp-

content/uploads/Prostituiertenschutzgesetz-Kriminalit%C3%A4tsstatistik.pdf 

https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/Prostituiertenschutzgesetz-Kriminalit%C3%A4tsstatistik.pdf
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/Prostituiertenschutzgesetz-Kriminalit%C3%A4tsstatistik.pdf
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 „interdisziplinär zusammengesetzten Forschungsteam des KFN, das sich aus 
 Wissenschaftler*innen aus den Bereichen Kriminologie, Psychologie, Rechts- und 
 Sozialwissenschaften zusammensetzt“.8   
 

Doch meist dürfte es sich dabei um Juristen handeln, bestenfalls mit einigen Nebenfach-
Kenntnissen in den Sozialwissenschaften. So führte Bartsch aus, er habe Prof. Elke Gurlit 
(Universität Mainz) und Prof Joachim Renzikowski (Universität Halle/Wittenberg) im Rahmen 
der Evaluation des ProstSchG mit der Erstattung spezieller Gutachten beauftragt.9 
 
Sowohl Gurlit ais auch Renzikowski sind in der Prostitutions-Debatte keine Unbekannten.10 
Das muss nicht unbedingt was Gutes bedeuten, wenn man etwa an die 
Selbstcharakterisierung Renzikowskis denkt: 
 

 „Ich bin ja Strafrechtler und Rechtsphilosoph. Also neben dem Protokoll: Meine Kollegen 

 sagen immer: ‚Dem Philosoph ist nichts zu doof‘. Das heißt nur: Empirische Forschungen 

 fehlen mir völlig. Da verlasse ich mich ganz auf meine Kolleginnen hier oben, die ich dann 

 immer abschreibe – kritisch. Aber, da die alle das Gleiche sagen und das sehr überzeugend 

 ist und ich vom Bundeskriminalamt zum Beispiel ähnliche Sachen erfahre, verlasse ich mich 

 darauf.“11 

 

Fazit: Sowohl die Zuständigkeit des Bundesfamilienministeriums für die ProstSchG-

Evaluation als auch die Beauftragung eines kriminologischen Instituts in diesem 

Zusammenhang stehen erkennbar auf tönernen Füßen. 

 

 

 

                                                           
8 Vgl. Tillmann Bartsch et. al., Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes – Ein Werkstattbericht, in Neue 
Kriminalpolitik 2/2024, S. 136 
9  Ebenda, S. 141 
10 So schrieb Gurlit 2012: „Meine Tour d’Horizon durch das prostitutionsspezifische Gewerberecht hat gezeigt, 
dass die Prostitution vor allem infolge des Prostitutionsgesetzes, aber auch infolge des Wandels der 
Anschauungen in das öffentliche Wirtschaftsrecht hineingewachsen ist, ohne dort einen angemessenen 
Regelungsrahmen vorzufinden. Ich bin der Auffassung, ein derartiger Rahmen sollte geschaffen werden.“ 
Vgl. 
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/95214/3aefa6a5331be6c1d6a5094c74d1f8c1/prostitutionsregulierung-
data.pdf, S. 31 
11 Vgl. Sitzung des Sozialausschusses der Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, 3. Juli 

2007 

https://www.bmfsfj.de/resource/blob/95214/3aefa6a5331be6c1d6a5094c74d1f8c1/prostitutionsregulierung-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/95214/3aefa6a5331be6c1d6a5094c74d1f8c1/prostitutionsregulierung-data.pdf

